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A) TEXTFESTSETZUNGEN 

I. Planungsrechtliche Festsetzungen 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB) 

Für den Geltungsbereich ist als Art der baulichen Nutzung SO – Bauhof gemäß § 11 (2) 
BauNVO festgesetzt. Im Sondergebiet sind die Anlage und der Betrieb eines Bauhofes 
mit allen erforderlichen Nebenanlagen, Lagereinrichtungen und Maschinen zulässig. 
 
 
2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB und § 16 BauNVO) 

Grundflächenzahl, Baumassenzahl  

Im Plangebiet gelten folgende Höchstgrenzen der baulichen Nutzung: 
 
Grundflächenzahl GRZ = 0,6 
Geschossflächenzahl GFZ = 1,2 
 
 
3. Höhe baulicher Anlagen (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB und §§ 16 und 18 BauN-

VO) und Höhenlage der Baugrundstücke (§ 9 (1) Nr. 1 und § 9 (3) 
BauGB) 

Die maximal zulässige Gebäudehöhe wird mit 10 m festgesetzt.  
 
Zur Ermittlung der Gebäudehöhe, gilt als unterster Bezugspunkt der tiefstgelegene Eck-
punkt des Baugrundstückes an der Oberkante der Erschließungsstraße (Fertigausbau) 
und als oberster Bezugspunkt der höchste Punkt der Dachbegrenzungslinie, einschließ-
lich eventueller Attika bei Gebäuden mit Flachdächern. 
 
 
4. Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 (1) Nr. 2, 4 BauGB 

und §§ 22 und 23 BauNVO) 

Im Geltungsbereich wird die offene Bauweise (o) festgesetzt. 
 
Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im Bebauungsplan durch Baugrenzen be-
stimmt. 
 
 

II. Landespflegerische Festsetzungen  

1. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Na-
tur und Landschaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

 
Verwendung versickerungsfähiger Materialien 
Für Nebenanlagen wie Stellplätze und Zufahrten, Hofflächen usw. sind versickerungsfähige 
Materialien zu verwenden. Dies sind im einzelnen Ökosteine, Rasengittersteine, wasserge-
bundene Wegedecken und Schotterrasen. 


